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Die Prüfung und Zulassung von Rodentiziden hinsichtlich der 
Gefährdung freilebender Tiere 
(insbesondere im Hinblick auf Mittel zur Schermausbekämpfung) 1 ) 
Examination and licensing of rodenticides and its possible damage to wildlife animals (especially rodenticides to 
control water vole) 
Von A. Wulf 
Zusammenfassung 
Bei der Prüfung und Zulassung von Rodentiziden wird dem 
Komplex der Gefährdung freilebender Tiere eine zentrale 
Bedeutung beigemessen. Anhand einiger Beispiele uner­
wünschter Auswirkungen von Rodentizidanwendungen aus 
der letzten Zeit wird diese Aussage untermauert. Prüfverfah­
ren und -möglichkeiten für den Bereich der Primär- und 
Sekundärvergiftung bei Vögeln und Säugern werden aufge­
zeigt. Die im Rahmen der Zulassung von Pflanzenschutzmit­
teln durchgeführten Maßnahmen zum Schutz wildlebender 
Tiere werden dargestellt. 
Abstract 
The damage to wildlife animals is a vital part of the examination and 
licensing of rodenticides. The article gives some recent examples of 
these unwanted side effects and shows how the examination and 
licensing could consider primary and secondary poisoning of birds and 
mammals. 
Nach dem Pflanzenschutzgesetz dürfen Pflanzenschutzmittel 
in der Bundesrepublik Deutschland nur dann in den Handel 
gelangen, wenn sie von der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft zugelassen sind. Zur Zeit sind dies 
etwa 1860 Pflanzenschutzmittel mit etwa 320 Wirkstoffen. Der 
Zulassung geht eine eingehende Prüfung voraus. Wesentliche 
Kriterien dieser Prüfung sind in § 8 des Pflanzenschutzgesetzes 
vorgegeben. Als Zulassungsvoraussetzung wird dort festge­
legt: 
1) Vortrag anläßlich einer Arbeitstagung über Probleme der Scher­
mausbekämpfung am 16. Oktober 1984 bei der BBA in Münster. 
1. daß ein Pflanzenschutzmittel nach dem Stande der wissen­
schaftlichen Erkenntnisse und der Technik hinreichend
wirksam sein muß,
2. daß die Erfordernisse des Schutzes der Gesundheit von
Mensch und Tier beim Verkehr mit gefährlichen Stoffen
nicht entgegenstehen dürfen und - was besonders auch im
rodentiziden Bereich schwierig zu bewerten ist -
3. daß das Pflanzenschutzmittel bei bestimmungsgemäßer und
sachgerechter Anwendung keine schädlichen Auswirkun­
gen für die Gesundheit von Mensch und Tier sowie auch
sonst keine schädlichen Auswirkungen haben darf, die nach
dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht ver­
tretbar sind.
Zu den nicht vertretbaren schädlichen Auswirkungen einer
Pflanzenschutzmittelanwendung gehören in jedem Fall unbe­
absichtigte Vergiftungen freilebender Wirbeltiere. Deren 
Gefährdung kann bei Mitteln zur Nagetierbekämpfung, die 
sich ja direkt gegen Wirbeltiere richten, verständlicherweise 
besonders groß sein. Bei der Zulassung von Rodentiziden 
gegen Schermäuse, wie allgemein bei solchen, die zur Anwen­
dung im Freiland vorgesehen sind, spielt deshalb die Prüfung 
in diesem Bereich eine zentrale Rolle. Die nachfolgenden 
Ausführungen werden sich somit im wesentlichen auf dieses 
Gebiet beschränken. 
Die aufsehenerregendsten Fälle von unerwarteten und 
unerwünschten Nebenwirkungen durch Pflanzenschutzmittel 
in der letzten Zeit in der Bundesrepublik Deutschland drehten 
sich um Vergiftungen freilebender Tiere, und zwar genauer 
gesagt um Vogelvergiftungen. Es ist sicher kein Zufall, daß bei 
den beiden spektakulärsten Fällen sowohl Rodentizid-Wirk­
stoffe die unerwünschten Wirkungen verursacht haben als 
auch, daß keine Primär-, sondern die viel schwieriger vorher-
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zusehenden Sekundär-Vergiftungen aufgetreten sind. Um die 
Schwierigkeiten bei der Abschätzung von solchen Gefähr­
dungspotentialen vor der Zulassung aufzuzeigen, soll kurz auf 
die besagten Beispiele eingegangen werden. Gemeint sind 
zum einen die crimidinbedingten Storchenvergiftungen in Nie­
dersachsen 1977 und zum anderen das durch Endrinanwen­
dung hervorgerufene Vogelsterben im Bodenseeraum 1982. 
Bei den crimidinhaltigen Castrix-Pellets, die - im Streuver­
fahren ausgebracht - gegen Feldmäuse eingesetzt wurden, war 
dem normalen Prüfverfahren ein Großflächenversuch voran­
gegangen, dessen Ergebnisse damals eine befristete Zulassung 
rechtfertigten. Die vorgesehene Einschränkung, eine Anwen­
dung von einer behördlichen Zustimmung im Einzelfall 
abhängig zu machen, war wegen des damit verbundenen Ver­
waltungsaufwandes beim Pflanzenschutzdienst gescheitert. 
Bei der Feldmaus-Massenvermehrung 1977 wurde dann das 
neu zugelassene Präparat tonnenweise abgesetzt und großflä­
chig ohne Einschränkung ausgebracht. Anders als beim Groß­
versuch kam es in der Praxis jetzt auch zu einer Zeit zur 
Anwendung, als die Störche aus ihren Winterquartieren in die 
Brutgebiete zurückgekehrt waren. Die bekannten Sekundär­
vergiftungen bei einigen dieser Vögel waren die Folge (1) und 
führten zu einem sofortigen Widerruf der Zulassung und zur 
Aufnahme des Wirkstoffes in die Anlage 2 der Pflanzenschutz­
Anwendungsverordung, die nur noch eine verdeckte Ausbrin­
gung erlaubte. Mittlerweile gibt es u. a. wegen des Sekundär­
vergiftungsrisikos überhaupt keine Zulassung mehr für Crimi­
din. Die Schwierigkeiten einer Präparatebewertung im 
Bereich der Tiergefährdung vor der Zulassung werden durch 
den geschilderten Fall besonders deutlich. Selbst ein großflä­
chiger Praxisversuch ist offensichtlich nicht immer geeignet, 
alle gravierenden Nebenwirkungen aufzuzeigen. 
Die Storchenvergiftungen haben jedenfalls zu einem sehr 
vorsichtigen Verhalten gegenüber allen unverdeckt schlag­
kräftig ausbringbaren Rodentizidmitteln geführt. Es sind seit 
dieser Zeit nur zwei neue Rodentizide für eine offene Frei­
landanwendung zugelassen worden, und zwar die beiden 
Lepit-Mittel mit dem Wirkstoff Chlorphacinon gegen Feld­
mäuse bzw. gegen Erd- und Rötelmäuse im Forst. Die 
umfangreichen Untersuchungen, die für die Zulassung der 
beiden Chlorphacinon-Präparate durchgeführt wurden, sind 
von Mitarbeitern der Firma Schering selbst veröffentlicht wor­
den (2). Um eventuellen Storchenschäden vorzubeugen, hatte 
der Lepit-Feldmausköder lange Zeit die sogenannte „Stor­
chenauflage", das heißt, er war mit einer Sperrfrist versehen, 
die eine Anwendung nur im Herbst und Winter nach dem 
Storchenzug erlaubte. Erst gezielte Untersuchungen führten 
zu dem Ergebnis, daß diese Einschränkung aufgehoben wer­
den konnte. Heute soll - als letzte Einschränkung - die 
Anwendung nur gemäß der Empfehlung durch die örtlichen 
Pflanzenschutzdienststellen erfolgen. 
Noch spektakulärer als die Storchenvergifungen durch Cri­
midin waren die endrinbedingten Vogelvergiftungen vor drei 
Jahren am Bodensee. Umfangreiche Sekundärvergiftungen 
bei Greifen, insbesondere Mäusebussarden, nach großflächi­
gen Schermausbekämpfungsaktionen im Obstbau konnten 
nachgewiesen werden, während sich Endrin als Ursache für 
Singvogelvergiftungen entgegen anderslautenden Meldungen 
im wesentlichen nicht bestätigte. Der sofortige -Widerruf der 
Zulassung und die Aufnahme des Wirkstoffes in die Pflanzen­
schutz-Anwendungsverordnung waren auch hier die Folge (3). 
Seitdem gibt es bei uns für die Schermausbekämpfung nur 
Präparate, die direkt in die Gänge eingebracht werden müs­
sen. Schlagkräftige Bekämpfungsverfahren mit flächenweiser 
Ausbringung, wie sie vom Praktiker gewünscht werden, exi-
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stieren nicht mehr. Neben einer Reihe von Ködermitteln mit 
dem Wirkstoff Zinkphosphid und einem Warfarin-Präparat 
haben wir zur Schermausbekämpfung mehrere Begasungsmit­
tel größtenteils auf der Basis von Aluminium- oder Kalzium­
phosphid. 
Im Zusammenhang mit den Vogelvergiftungen am Boden­
see ist der Biologischen Bundesanstalt häufig der Vorwurf 
gemacht worden, diese Auswirkungen hätten aufgrund der 
Kenntnisse über den Wirkstoff vorhergesehen werden kön­
nen. Dazu ist zu sagen, daß mehrfache - im Abstand von 
einigen Jahren wiederholte - Überprüfungen der Zulassungs­
voraussetzungen unter Beobachtung behandelter Areale und 
Befragung von Praktikern keine entsprechenden Hinweise 
gegeben haben. Im Alten Land, wo der Endrin-Einsatz erheb­
lich größere Bedeutung hatte als im süddeutschen Raum, wird 
der Widerruf der Zulassung von Endrin auch heute noch von 
vielen Praktikern als überzogene Maßnahme gesehen, da 
ernstliche Schäden an wildlebenden Tieren dort trotz 30jähri­
ger Anwendung nicht aufgetreten sein sollen. 
Welche Möglichkeiten bestehen nun, solche Tiervergiftun­
gen, die unter bestimmten Umständen eintreten können, vor 
einer Pflanzenschutzmittelanwendung zu erkennen und das 
Risiko zu bewerten? In diesem Zusammenhang soll kurz auf 
die Zulassungsprüfung eingegangen werden, die grob in die 
fünf nachfolgenden Prüfbereiche untergliedert werden kann: 
1. physikalisch-chemische Eigenschaften
2. Wirksamkeit
3. Rückstandsverhalten, Abbau und Analytik
4. Toxikologie
5. Ökotoxikologie.
Für die Beurteilung des Risikos der Primär- oder Sekundär­
vergiftung bei freilebenden Tieren sind besonders die im 
Zulassungsverfahren geforderten Angaben zur Toxikologie 
und zur Ökotoxikologie bedeutsam. Die Angaben zur Toxiko­
logie dienen in erster Linie der Bewertung von Fragen zum 
Schutz des Anwenders und des Verbrauchers behandelter 
Lebensmittel und werden vorrangig vom Bundesgesundheits­
amt bearbeitet. Zusammen mit den Erkenntnissen über Me­
tabolismus, Rückstandsverhalten und unter Berücksichtigung 
des Anwendungsgebietes lassen die Toxizitätsdaten aber auch 
besonders problematische Fälle von Pflanzenschutzmittelan­
wendung hinsichtlich der Gefährdung freilebender Tiere er­
kennen. 
Zur Prüfung der Vogelgefährdung werden bei bestimmten 
Präparaten umfangreiche Unterlagen gefordert. Diese Forde­
rungen dienen allerdings in erster Linie der Abschätzung der 
Gefahr von Primärvergiftungen und beschränken sich auf 
rodentizide Ködermittel, Saatgutbehandlungsmittel und Gra­
nulate, zumal durch solche Präparate Körnerfresser verständ­
licherweise gefährdet sind. Hier wird ausgehend von der aku­
ten Toxizität anhand der Korngrößenverteilung des Köders 
(bzw. des Saatkorns oder Granulats) und dem Wirkstoffgehalt 
überschlägig berechnet, wieviel Partikel ein Vogel ohne 
Gefahr aufnehmen kann. Wenn schon bei einer kleinen 
Anzahl eine Vergiftung möglich ist, muß in einem Annahme­
versuch belegt werden, daß die Partikel für Vögel eine ausrei­
chend repellierende Wirkung haben. Für diesen Test gibt es 
mittlerweile eine Richtlinie, Testvögel sind Japanische Wach­
tel oder Fasan (4). 
Zur Prüfung möglicher Sekundärvergiftungen gibt es keine 
routinemäßig beizubringenden Unterlagen. In einigen Fällen 
sind für die Abschätzung der Vogelgefährdung in diesem 
Bereich Fütterungsversuche mit beköderten Mäusen an Krä­
hen durchgeführt worden. In Einzelfällen, wo auch die Prü­
fung des Risikos der Sekundärvergiftung für räuberisch 
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lebende Kleinsäuger notwendig erschien, sind zudem entspre­
chende Untersuchungen mit Frettchen gemacht worden. 
Verständlicherweise geben die genannten Untersuchungen 
sowie die Prüfung und Bewertung der Ergebnisse nur ein 
lückenhaftes Bild, und es ist damit kaum möglich, komplexe 
Zusammenhänge zu erfassen. Um dem etwas näher zu kom­
men, wird schließlich in Sonderfällen vor der Zulassung eines 
neuen Präparates ein Großversuch - wie eingangs für Crimidin 
geschildert - unter Praxisbedingungen durchgeführt, um so 
Erkenntnisse zu erhalten, die im Labor nicht zu erzielen sind. 
Es ist damit zu rechnen, daß in Zukunft kein Freiland-Roden­
tizid mit einem neuen unter Umständen problematischen 
Wirkstoff zugelassen werden wird, wenn nicht in einem ent­
sprechenden Versuch auf größeren Arealen bei intensiver 
Beobachtung keine unvertretbaren Auswirkungen festgestellt 
wurden. Dies gilt in besonderem Maße für die zur Schermaus­
bekämpfung erwünschten Flächenverfahren, da hier wegen 
der Schlagkraft des Bekämpfungsverfahrens zumindest bei 
Massenvermehrung der Schädlinge mit der Ausbringung 
erheblicher Mittelmengen gerechnet werden muß. 
Selbstverständlich werden alle Möglichkeiten genutzt, das 
Gefährdungspotential durch Kennzeichnungsauflagen oder 
ähnliche Reglementierungen bei der Zulassung zu vermin­
dern. Die vorhin genannte Sperrfrist ist dafür ein Beispiel. 
Weiter kann auch die Anwendung eines Mittels von der 
Zustimmung und Empfehlung einer örtlichen Behörde abhän­
gig gemacht werden. Daß dies problematisch ist wegen des 
Verwaltungsaufwandes und der Bedenken der Landesbe­
hörde, so den „Schwarzen Peter" zugeschoben zu bekommen, 
ist verständlich. Dennoch gibt es Fälle, wo so eine situations­
bedingte Entscheidung für eine Mittelanwendung unter 
Kenntnis der Verhältnisse quasi vor Ort sinnvoll und notwen­
dig sein kann und eine Zulassung ohne diese Einschränkung 
nicht vertretbar ist. 
Auch die Einschränkung, die bei den meisten Ködermitteln 
nur eine verdeckte Ausbringung erlaubt, ist eine Vorsichts­
maßnahme zunächst hinsichtlich möglicher Primärvergiftun­
gen. Bedingt durch den geringeren Mittelaufwand und den 
häufig auch gezielten Einsatz der Ködermittel, ist die ver­
deckte Anwendung aber ebenso hinsichtlich des Sekundärver­
giftungsrisikos günstiger zu bewerten. Neuerdings ist festge­
stellt worden, daß bei den Zinkphosphidködern im Forst 
offensichtlich entgegen dem bislang praxisüblichen Gebrauch 
eine verdeckte Beköderung ebenfalls gut wirksam sein kann 
(5). An einer Umstellung in diesem Bereich wird gearbeitet. 
Ohnehin wird die Anwendung der Köder.mittel im Forst jetzt 
schon gemäß Auflage von einer belegbaren Prognose abhän­
gig gemacht, die eine Bekämpfungsnotwendigkeit anzeigen 
soll. Auch dahinter steckt der Gedanke, die Präparate mög­
lichst gezielt zur Anwendung zu bringen und so unnötige 
Ausbringungen und ungünstige Anwendungszeitpunkte mit 
einer ebenso überflüssigen Umwelt- bzw. Tiergefährdung zu 
vermeiden. 
In dem Vorangegangenen ist dargestellt worden, daß es für 
die Zulassungsprüfung hinsichtlich der Abschätzung der 
Gefahr für freilebende Tiere - von Teilbereichen abgesehen -
kein festes Schema gibt, daß es also hier wesentlich auf die 
Beurteilung des Einzelfalles ankommt. Es steht außer Frage, 
daß man diesen Bereich der Mittelprüfung noch intensivieren 
kann, und das ist auch beabsichtigt. Zu denken ist beispiels­
weise an den Komplex des Verhaltens von Stoffen in Nah­
rungsketten. Für diesen Bereich sollte es sich lohnen, neue 
Untersuchungsmodelle zu erarbeiten. Auch wäre eine noch 
intensivere und systematischere Bearbeitung der Flut von im 
Zulassungsverfahren eingereichter Unterlagen und Daten 
wünschenswert als zur Zeit möglich. Durch die am Institut für 
Nematologie der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Münster neu gegründete Arbeitsgruppe 
,, Wirbeltierkunde", die sich flankierend an diesem Bewer­
tungsbereich beteiligen will, wird sich die Prüfung sicher wei­
ter intensivieren lassen. 
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Modellvorhaben „Sachkunde im Pflanzenschutz": 
Erste Zertifikate in Mainz ausgehändigt! 
Unter dem Motto „Fit sein für morgen - durch Sachkunde im Pflan­
zenschutz" begann Ende vorigen Jahres an der Staatlichen Beratungs­
und Weiterbildungsstelle für Landwirtschaft in Mainz ein Modellvor­
haben, das das Land Rheinland-Pfalz auf Anregung und mit finanziel­
ler Förderung durch das Bundesernährungsministerium als Praxistest 
konzipiert hat. Dieser Sachkunde-Lehrgang war der erste seiner Art 
in der Bundesrepublik Deutschland und sollte nicht nur für die 
Folgekurse, sondern auch wertvolle Erkenntnisse für den Erlaß einer 
Rechtsverordnung bringen, die einmal die Durchführung des zur Zeit 
in den parlamentarischen Gremien beratenen neuen Pflanzenschutz­
gesetzes regeln soll. Danach wird künftig Landwirten wie Gärtnern 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nur noch bei guter fachli­
cher Praxis, also mit Sachkunde, erlaubt sein. Der im Bereich der 
beruflichen Bildung angesiedelte Lehrgang soll nicht nur Praktiker, 
sondern auch die staatlichen Beratungsstellen als Träger dieser Wei­
terbildungsarbeit auf diesen Zeitpunkt vorbereiten. 
Das Interesse der rheinhessischen Praxis an diesem speziell für 
Obstbauer ausgerichteten Seminar war unerwartet groß. Wegen des 
starken Andrangs meldeten die Veranstalter sogar nach wenigen 
Tagen „ausgebucht". Die Praktiker bereiteten sich mit großem Eifer 
auf ihre Abschlußprüfung vor, die - bezogen auf den Pflanzenschutz -
dem Schwierigkeitsgrad einer Gehilfenprüfung entsprach. 
Die Prüfer, bewährte Meister aus den Gehilfen- und Meisterprü­
fungsausschüssen, äußerten sich sehr zufrieden über das Seminar und 
das Abschneiden ihrer Kandidaten, die alle 27 das begehrte Zertifikat 
erhielten. Aber auch die Teilnehmer sahen den Lehrgang als ein 
gelungenes Modell an und lobten das Gemeinschaftswerk von Bera­
tungsstelle, Pflanzenschutzdienst und Deula-Lehranstalt: Stoff und 
Art der Vermittlung fanden so großen Anklang, daß bereits der 
Wunsch nach einem Aufbau-Seminar geäußert wurde. 
Dieser Erfolg verhalf dem Modellvorhaben zum Durchbruch: Der 
nächste Probelauf begann bereits in Simmern/Hunsrück für Acker­
bauern. Auch dort übertraf das Interesse der Praxis die kühnsten 
Erwartungen. Andere Bundesländer wollen sich ebenfalls an dem 
Modellvorhaben beteiligen, und so werden weitere Seminare in 
Nordrhein-Westfalen für Gemüseerzeuger und in Baden-Württem­
berg für Winzer folgen. An den Vorbereitungen beteiligten sich auch 
Experten aus Niedersachsen und dem Saarland, Vertreter aus Hessen 
und Bayern kamen neu hinzu. 
Einen besonderen Akzent setzt das Votum der Lehrgangsteilneh­
mer in Mainz, das eine allgemeine Einführung des Sachkunde-Nach-
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